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Trödelmarkt
Die schlimmsten Befürch-
tungen, dass der berlinweit 
beliebte Trödelmarkt am 
Rathaus Schöneberg vor 
dem Aus stünde, haben sich 
nicht bewahrheitet. 
   Die Gründe für diese 
positive Nachricht sind 
zwar nicht bekannt, aber 
vielleicht hat auch der 
breite, von uns mitgetrage-
ne Protest, ein wenig dazu 
beigetragen. 

   Umso erfreulicher ist 
nun, dass die Möglichkeit 
des kleinen Handels weiter 
bestehen bleibt. 
   Der Trödelmarkt ist 
attraktiv für jeden Berlin-
Besucher und nicht mehr 
wegzudenken für Menschen 
mit geringem Einkommen. 
Er dient zum Erwerb preis-
werter Gebrauchsgüter, 
ebenso wie der sozialen 
Abmilderung bei ständig 
steigenden Preisen.  

Elisabeth Wissel

EUROPAWAHL 2009
In den nächsten Ausgaben 
der Lupe finden Sie Artikel 
zur bevorstehenden Europa-
wahl am 7. Juni 2009

NACH-
RICHTEN
AUS DEM 
BEZIRK

Tempelhof für alle
DIE LINKE Tempelhof-Schöneberg                 
will den ganzen Park – überall

N ach langem Hin und Her und massiven Versuchen 
der Pflüger-CDU und potenter Wirtschaftskreise, 

einen Komfort-Flugplatz durchzusetzen, wurde der 
Flugbetrieb am 31. Oktober letzten Jahres eingestellt. Für 
die zukünftige Nutzung der frei gewordenen Fläche läuft 
nun die Planungswalze des Senats an. Knapp ein Drittel 
des Geländes soll an Investoren für Gewerbeflächen und 
Wohnhäuser verkauft werden.
   Der begehrliche Blick auf dieses Gelände geht auf Prog-
nosen aus den 90igern zurück, die schon damals lachhaft 
waren, weil sie erkennbar nur aufgeblasene Lock-Visionen 
darstellten, um möglichst viele Investoren anzulocken. 
Schon jetzt sind 120000 leer stehende Wohnungen und 
gewaltige Flächen an leer stehenden Gewerberäumen das 
Ergebnis der damaligen Phantasie-Blasen.
   Dieser Unsinn sollte nicht fortgeführt werden. Bei der 
LINKEn in Tempelhof-Schöneberg liegt seit August 2008 
ein Plan vor, auf dem fast alle Wünsche und Vorstellungen 
aus Bürgerinitiativen – speziell der NANU THF – und der 
Mitglieder dieses Bezirks enthalten sind. Wir wollen:

Ganze Fläche als Park für alle!
Zur Strukturierung der Gesamtfläche wird vorgeschla-
gen: vier große Wiesen jeweils orientiert an den Stadtbe-
zirken Neukölln, Kreuzberg, Schöneberg und Tempelhof. 
An jeder Wiese soll es ein „Forsthaus“ mit Räumen für  
für Schäfer, Parkarbeiter und Parkgerätschaften, eine 
kleine Gastronomie und ggf. einen Polizeiposten geben.
   Die südliche Start- und Landebahn soll für Skater und 
andere Fortbewegungsmittel ohne Verbrennungsmo-
toren nutzbar sein. Die nördliche Bahn soll als Trasse 

freigehalten werden und mit einer langgestreckten 
Lichtskulptur die einst ein- und ausfliegenden Flugzeuge 
symbolisieren.
   In Nord-Süd-Richtung soll sich ein künstlicher Wasser-
lauf durch den ganzen Park ziehen.
   Weitere Gestaltungselemente im Park sind im Westen 
nahe dem Tempelhofer Damm am U-Bahnhof Paradestra-
ße eine Freilichtbühne für mehrere tausend Besucher, 
am Südrand entlang der S-Bahn sollen die vorhandenen 
Kleingärten erweitert werden, im Südosten sollen die 
Sportanlagen ausgebaut werden und durch einem Sport- 
und Freizeitpark entlang der Oderstraße bis zum Som-
merbad am Columbiadamm erweitert werden. Von der 
diagonalen Geländegrenze am Islamischen Friedhof soll 
der „Garten der Länder und Kontinente“ als botanische 
Ausstellung angelegt werden.
   Zwischen dem Nord-West-Rand des Gartens und dem 
östlichen Ende des Flughafengebäudes sollen sich etwa 
240 Wohnungen in niedrigen Gebäuden farbenfroher und 
vielgestaltiger Architektur finden.

Ländlich inmitten der Stadt
Südlich davon gruppiert sich ein kleines Öko-Musterdorf 
um das See-Ende des Wasserlaufs, in dem einige Bauern-
familien wirtschaften und experimentieren. Es sollten 
in diesem See-Park neben den erwähnten Bauernhöfen 
alle erforderlichen gastronomischen Einrichtungen wie 
Gasthäuser, Cafés, Pensionen, Fahrrad- und Bootsver-
leih, dazu Kindergarten, Jugendhaus und Reiterhof mit 
umfangreicher Pferdehaltung vorhanden sein.

In die Höhe
Höhepunkt des Parks sollte eine weithin sichtbare 
Aussichtspyramide sein, von der aber bis zum oberen 
Fünftel nur die Kanten ausgeführt sind.  (Weiter auf S. 7)

FLUGHAFENENTWICKLUNG
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Tragen Rassisten 
Uniform und Robe?
D Ie Antwort sollte eigentlich lauten: NEIN! Leider 

sieht die Realität etwas anders aus. Statistiken 
darüber gibt es nicht! Warum wohl? Politiker in Regie-
rungsverantwortung beachten dieses Thema kaum, weil 
Polizeibrutalität meist Oppositionelle und Menschen 
nicht-deutscher Herkunft betrifft. Entgegen dem verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz der Gleichheit Aller, werden 
Personen, die optisch erkennbar nicht-deutsche Wurzeln 
haben, oft wie Menschen zweiter Klasse behandelt. In 
den Medien werden Fälle von Tod durch Polizeigewalt 
eher als skandalöse Einzelfälle, denn als strukturellen 
Rassismus dargestellt.         
   Das Urteil im Prozess des Feuertodes von Oury Jalloh 
in einer Dessauer Polizeizelle fiel erwartungsgemäß mit 
einem Freispruch der beiden angeklagten Polizisten aus. 
Schließlich wurde in der BRD noch nie ein Polizeibeam-
ter vor Gericht eines Gewaltdelikts schuldig gesprochen. 
Dennoch ist klar, dass die Polizei - unterstützt durch die  
Staatsanwaltschaft - mit offensichtlichen Lügen, Falsch-
aussagen und Korpsgeist entscheidend für das Scheitern 
des Verfahrens verantwortlich ist. Von Prozessbeginn 
an gab es viele Indizien und Beweise, die auf Mord hin-
weisen, denen das Gericht jedoch mit dem Scheingrund 
des großen Aufwands nicht nachgegangen ist. Richter 
Steinhoff erklärte den, von ihm geführten, Prozess als 

„gescheitert“. Sein eigenes Urteil nannte er deswegen, 
“einfach nur ein Ende, das formal sein muss”. Um eine 
mögliche Revision im Vorfeld zu vermeiden, und um 
die Akte Oury Jalloh endlich zu schließen, empfahl das 
Gericht sogar die Einstellung des Verfahrens. Es scheute 
sich nicht, eine beschämende Summe von 5.000 Euro als 
Abfindung für die Familie anzubieten. Die „Initiative in 
Gedenken an Oury Jalloh“ arbeitet am Aufbau einer un-
abhängigen Kommission zur Untersuchung ungeklärter 
Fälle von Polizeibrutalität. Alle Menschen, die sich nicht 
mit Polizeigewalt abfinden wollen, sind aufgefordert die 
entsprechende Petition zu unterstützen. 
Weitere Infos unter http://ouryjalloh.wordpress.com

Azieb Kiflom

BOLIVIEN

Neue Verfassung
Die Bevölkerung in Bolivien 
(4 Mio. Wahlberechtigte) 
hat sich in dem Referendum 
vom 25.01.2009 klar für die 
neue Verfassung ausgespro-
chen.
   Damit erhält endlich die 
Mehrheit der Bevölkerung, 
nämlich die Nachkom-
men der bereits vor der 
Kolonisierung ansässigen 
Ureinwohner, gleiche Bürge-
rInnenrechte. Privatisie-
rung von Bodenschätzen 
und Grundbedürfnissen der 
Menschen ist jetzt verboten.
   Das national positive 
Abstimmungsergebnis zeigt 
aber auch die immer noch 
bestehende soziale Teilung 
des Landes: im Osten des 
Landes  fiel die Mehrheit 
knapp aus.

   Präsident Morales und 
seine Regierung haben die 
Arbeit der „Neugründung“ 
Boliviens noch vor sich. Der 
Verfassungstext muss jetzt 
in über 100 einzelne Ge-
setze gebracht werden. Die 
bisherigen Verfassungsgeg-
ner, die bereits eine neue 
Version der Verfassung 
durch bürgerkriegsähnli-
che Zustände erzwungen 
hatten, wollen sich mit 
der neuen Ordnung nicht 
abfinden und haben bereits 
Widerstand angekündigt.
   Wir sollten die Entwick-
lung in Bolivien aufmerk-
sam beobachten. Unsere 
Solidarität gilt der Bevöl-
kerung dieses Landes. Sie 
braucht unsere Unterstüt-
zung bei der Gestaltung 
des neuen Staates, der allen 
BürgerInnen nützt.
   Wir können nur hoffen, 
dass die 2. Amtszeit für Prä-
sident Morales, die nach der 
Verfassung jetzt möglich 
ist, für diesen Umgestal-
tungsprozess ausreicht.
                  Grace/Heidi

  Korpsgeist & Co. 

Polizeigewalt in Berlin
D ie seit Jahren zunehmende Gewalt bei Polizeieinsät-

zen und  Strategien, dem entgegenzuwirken, war 
Thema einer öffentlichen Podiumsdiskussion, zu der die 
BO Olivenbaum am 01.12.08 ins Schöneberger Rathaus 
eingeladen hatte. Über 20 GenossInnen kamen.  
   Referenten waren Judith Demba (Sprecherin LAG 
Antifaschismus), Marion Seelig (sicherheitspolitische 
Sprecherin Die LINKE Berlin) und Biplab Basu (Kampag-
ne gegen rassistische Polizeigewalt).
   Den Einstieg lieferte der kurze Dokumentarfilm „Pro-
blem Polizei - Schläger mit Lizenz?“. Darin beispielhafte 
Videoaufnahmen der bekannten martialisch gepanzer-
ten Hundertschaften, die sich auf Demo-Einsätzen oft 
gezielt Einzelne herauspicken, auch vor friedlichen  
Teilnehmern nicht haltmachen. Knüppel (namens „Ton-
fa“) aus dem Sack statt Deeskalation? Bilder jedenfalls, 
von denen einem übel werden konnte.
   Juristische Gegenwehr ist, wie Judith Demba aus-
führte, für die Opfer von Polizeigewalt zwar möglich, 

aber mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Auf 
Anzeige folgt fast immer Gegenanzeige (Beamtenbelei-
digung), nebst der Gefahr, sich mit einer Aussage selbst 
zu belasten. Zusätzlich stehen die Klagenden einer vor-
eingenommenen Justiz und sich gegenseitig deckenden 
Zeugen auf Polizeiseite gegenüber. Mangels individueller 
Kennzeichnung sind die Gewalttäter auch bei vorliegen-
den Videoaufnahmen nicht überführbar, infolge dessen 
das Verfahren eingestellt wird.
Einige Zahlen: Im Jahre 2006 gab es in 98 Verfahren gegen 
Beamte, 21 rechtskräftige Verurteilungen; 2007 155 einge-
leitete Verfahren und lediglich 13 (!) Verurteilungen
   Biplab Basu gab aus seiner Arbeit für die Kampagne 
erschreckende Beispiele für Willkür und täglichen 
Rassismus im Umgang mit dunkelhäutigen oder „auslän-
disch“ anmutenden Menschen: Ausweiskontrollen auf 
U-Bahnsteigen enden mit entwürdigenden Festnahmen 
in Handschellen; schikanöse Behandlung auf  Dienstab-
schnitten, bis hin zur körperlichen Gewalt. (Tragischster 
und schändlichster Fall bislang: Oury Jalloh)
   Marion Seelig wies auf Erfolge der mitregierenden 
LINKEN hin, z.B. dass die Schleierfahndung 2002 abge-
schafft wurde und in Berlin die Polizeiausbildung nicht 
in reinen Polizeischulen, sondern zivilen Einrichtungen 
erfolgt, um dem Entstehen von Korpsgeist vorzubeugen.  
Die individuelle Kennzeichnung von Beamten im Ein-
satz, seit Jahren eine linke Forderung, konnte man dem 
Koalitionspartner SPD aber nicht abringen. Sie werde 
sich trotzdem weiterhin dafür einsetzen.
   Nun preschte vor kurzem der Berliner Polizeipräsident 
Dieter Glietsch in dieser Sache vor: ab 2010 wolle er Ein-
satzuniformen mit vollem Namen einführen. Damit geht 
er noch weiter als unsere Forderung nach individuellen 
Kennzeichen (Einsatznummer oder Namensinitialen),  
insofern ist zu befürchten, dass dies eine Finte ist, um 
die Gewerkschaft der Polizei, die ihre Mitglieder durch 
Anonymität seit jeher „schützen“ will,dP & Co. auf die 
Barrikaden zu bringen und so jedwede Art von Kenn-
zeichnung platzen zu lassen.        Text: Alexander Lenz 

THEMA: POLiZEI UND JUSTIZ
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  Hartz IV - quo vadis

Voller Ernst?
M it Erstaunen habe ich 

zur Kenntnis nehmen 
müssen, wie ohne Diskus-
sion in der Mitgliedschaft 
Positionen zu Hartz IV in der 
Bundestagsfraktion verab-
schiedet wurden. Dabei geht 
es um grundlegende Fragen.
  Das Papier von Klaus Ernst 
repräsentiert für mich nicht 
den aktuellen Stand.

Kritikpunkte
 Das Ernst-Papier orientiert sich statt an der Armuts-
risikogrenze an einem „soziokulturellen Minimum“, das 
keine  tatsächliche Teilhabe ermöglicht.
 Das Ernst-Papier ist eine Absage an die Sanktions-
freiheit und befürwortet Sanktionen als „erzieherische 
Maßnahme“. Sanktionen sollen zwar beschränkt werden 
- auf welche Höhe wird nicht benannt. 
 Das Ernst-Papier fordert nur für eine Grundsiche-rung 
für Bedürftige statt eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens und eine Rückkehr zum System vor Hartz IV.
 Das Ernst-Papier kam unter problematischen Voraus-
setzungen zustande. Katja Kipping schreibt dazu: „Inner-
halb des AK Soziales und Gesundheit in der Bundestags-
fraktion werden seit längerem drei Modelle diskutiert. 
Eins von Klaus Ernst, eins von mir und eins, welches von 
der Hälfte der AK-Mitglieder vertreten wurde. Letzteres 
lag politisch ungefähr in der Mitte zwischen meinem 
und dem Ernstschen Konzept und hätte somit eine gute 
Grundlage für einen Kompromiss gebildet. Leider wurde 
durch den AK-Leiter Klaus Ernst eine Abstimmung über 
die drei Modelle verhindert. Vielmehr brachte er allein 
einen Vorschlag in den Fraktionsvorstand ein, der mit 
dem AK vorher nicht einmal diskutiert wurde. Problema-
tisch am weiteren Ablauf war vor allem, dass es im AK 
nie zu ordnungsgemäßen Abstimmungen über Ände-
rungsanträge kam, sondern beständig Klaus Ernst Herr 
des Verfahrens war. AK-Mitglieder konnten lediglich 

Änderungswünsche an ihn richten, über deren Aufnah-
me zur Vorlage im Vorstand er entschied.“ 

Gegenpositionen
Inzwischen regt sich Widerstand:
 Der Landesvorstand der LINKEN Sachsen bittet 
den Parteivorstand, einen bundesweiten Diskussionspro-
zess innerhalb der Partei zur Ausgestaltung eines linken 
Grundsicherungsvorschlages anzuregen. Die Entschei-
dung über .... die Überwindung von Hartz IV ist von 
solch politischer Bedeutung, dass die Meinungsbildung 
nicht allein der Bundestagsfraktion überlassen gehört. 
(Beschluss vom 16. 1. 2009)
 Die LINKE Schleswig-Holstein hat sich auf ihrem 
Landesparteitag gegen „Hartz-IV light“ ausgesprochen.
 Die LAG Arbeit und Soziales Bayern fordert eine 
Distanzierung der LINKEN von diesem Papier und eine 
sofortige Anhebung des Regelsatzes auf einen Betrag, 
der Armut verhindert (880 Euro). Weiter fordern sie:
 Dauerhafte Übernahme der tatsächlichen Wohn- und 
Nebenkosten sowie der Strom- und Wasserkosten
 Keine Zwangsumzüge
 Keine Anrechnung des Kindergeldes sowie von Ein-
kommen von Ehe-, Partner- bzw. Mitbewohnern
 Anhebung des Schonvermögens und der Einkommens-
freigrenzen sowie die jährliche Anpassung der Regelsät-
ze an die Entwicklung der Lebenshaltungskosten
 Abschaffung aller Sanktionen und Strafen, des § 31 
SGB II, des Datenabgleiches und der arbeitsplatzvernich-
tenden 1-€-Jobs und entgeldlosen Praktika.

Nachsatz
Das veröffentlichte Konzept der Linksfraktion (28.1.) zur 
„Überwindung von Hartz IV durch eine bedarfsorien-
tierte soziale Mindestsicherung“ ist in weiten Teilen der 
Erwerbslosenbewegung mit Erbitterung aufgenommen 
worden. Tenor ist durchweg, dass es sich um Flick-
schusterei am Bestehenden handele und, dass die Logik 
von Hartz IV keineswegs überwunden werde. Martin 
Behrsing (Erwerbslosenforum Deutschland) kommentier-
te: „Man kann die Partei jetzt nur auffordern, dass sie 
sich nicht diesem Hartz Light Müll anschließt. Das ist ja  
Neoliberalismus pur.“                                            BMB  

  Namhafte Professoren fordern 

Ein wirklich soziales 
Konjunkturprogramm

Unser Gegenentwurf zum Konjunkturpakt II der Bundes-
regierung umfasst folgende Forderungen:  
  Sofortausgleich der Einkommensverluste der Hartz- 
IV-Empfänger seit Beginn der Großen Koalition (12 bis15 
Prozent). Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze auf 500 
Euro und der Sätze für Kinder um mindestens 100 Euro 
monatlich. Die Schnüffelverwaltung von Hartz IV ist auf-
zuheben. Die Förderung ist rechtsstaatlich eindeutig zu 
sichern etwa gegen amtliche Willkür. Hartz IV und seine 
Umsetzung sind nicht nur der Höhe der Bezüge halber 
ein andauernder Skandal. Dieser wird noch übertrumpft 
durch die erniedrigende Behandlung potenzieller und 
aktueller Empfänger von Hartz IV.
  Alle Löhne unter 7,50 Euro sind abzuschaffen. Ein 
gesetzlicher Mindestlohn von 10 Euro lautet das Gebot.
  Solidarische Arbeitsumverteilung muss auf die 
Tagesordnung. Die unteren und mittleren Einkommens-
gruppen müssen bei einer Verkürzung der Arbeitszeit 
den vollen Lohnausgleich bekommen.

  Rentner, die mit ihren Renten unterhalb von 800 
Euro liegen, sollen 100 Euro mehr im Monat erhalten.
  Die Tagesbetreuungssätze für Obdachlose müssen 
auf mindestens 70 Euro pro Tag erhöht werden.
  500 000 Erwerbslose könnten sich selbst Arbeitsplät-
ze suchen bei nicht profitorientierten Dienstleistungen. 
Mindestlöhne werden garantiert. Ein Arbeitsmarkt von 
unten gewänne an Dynamik.
  Ein Mobilitätsticket von 25 Euro pro Monat für Bür-
ger und Bürgerinnen, die weniger als 800 Euro haben, 
würde die Lebensqualität erhöhen. Es hat im Bereich der 
Städte und der Deutschen Bahn zu gelten.
   Das sind die Minimalerfordernisse für ein soziales 
Konjunkturprogramm, das die Konjunktur von unten 
nach oben ankurbelt. Denn Vertrauen kommt von unten, 
nicht von den Banken, Unternehmen und einer Politik 
von oben.  
Die Autoren:
Peter Grottian, Politikwissenschaftler (FU Berlin) 
Wolf-Dieter Narr, Politikwissenschaftler (FU Berlin)  
Roland Roth, Politikwissenschaftler (FH Magdeburg)
Christoph Butterwegge, Politikwissenschaftler (Uni Köln) 
Mohssen Massarrat, Politikwissenschaftler (Uni Osnabrück)

Aus: Frankfurter Rundschau vom 15. 1. 2009

Entweder Prostituti-
on oder Sanktion
Die „Berliner Kampagne 
gegen Hartz IV“ deckte 
auf: Eine erwerbslose Frau 
sollte eine Eingliederungs-
vereinbarung im JobCenter 
unterschreiben, mit der sie 
gezwungen werden sollte, 
dem „Gewerbe der Prostitu-
tion“ nachzugehen. 
   Verona Strom* lebt in 
Berlin und ist Mutter von 
einem neunjährigen Sohn.  
   Sie sollte eine „Einglie-
derungsvereinbarung“ 
unterschreiben, in der u.a. 
benannt wurde, dass sie 
dem „Nebengewerbe der 
Prostitution“ nachgehen 
sollte. Anderfalls drohten 
ihr 30 Prozent ALG-2-Kür-
zungen. 
   Etwa einen Monat zuvor 
hatte sie einer Sozialarbei-
terin mitgeteilt, dass sie der 
Prostitution aus psychi-
schen Gründen nicht mehr 
nachgehen kann. 
   Eine Entscheidung, die 
die Arbeitsagentur laut der 
Berliner Initiative wohl 
nicht mittragen wollte. 
   Nach der neuen Gesetzes-
lage darf übrings eine nicht 
unterschriebene Eingliede-
rungsvereinbarungen nicht 
mehr mit Sanktionen belegt 
werden.

(*Name geändert,  Presse-
mitteilung vom 20.01.2009)

Mehr Informationen unter
www.gegen-hartz.de

AK ELViS ArbeitsKreis
 Erwerbs-
 Losen-
 Versammlung
 in 
 Schöneberg

Rote Insel, Feurigstr. 67-68

 Hilfe und Beratung zu 
 ALG-2 und Sozialgeld

Jeden 1. &. 3. Di, 17-19 Uhr:
Beratung mit Rechtsanwalt 
Holger Lange
Jeden 2. & 4. Di, 17-19 Uhr
Jeden Do., 10-12 Uhr

 Erwerbslosenfrühstück

Jeden 2. & 4. Do., 10-12 Uhr

 JobCenter-Aktionen         
in der Wolframstrasse 89-92
Jeden 1. & 3. Di., 10-11 Uhr
     Do. 14tägig, 17-18.30 Uhr

ARBEIT UND SOZIALES
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Wir bezahlen eure Krise nicht!
Bundesweite Demo am 28. März in Berlin und Frankfurt/Main

Wir wollen nicht länger zu-
schauen, wie erneut Politik zu 
unseren Lasten betrieben wird. 
Wir wollen uns dagegen wehren, 
dass die Krisenlasten erneut 
auf die Masse der Bevölkerung 

abgewälzt werden. Wir wollen, dass die Verursacher der 
Krise und Profiteure der vergangenen Jahre zur Kasse 
gebeten werden und nicht die Beschäftigten, Erwerbslo-
sen, Rentner, Schüler und Studenten. Wir fordern: 
  eine Millionärssteuer von 5 Prozent; 
  Reallohnerhöhungen statt Lohnsenkungen; einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 7,50 Euro pro Stunde statt 
Hungerlöhnen; Gleichstellung von Befristet- und Leih-
arbeitenden mit Tarifbeschäftigten; eine Entlastung der 
unteren und mittleren Einkommen 

  ein Zukunftsinvestitionsprogramm für soziale Diens-
te, Bildung, Infrastruktur und den ökologischen Umbau 
von jährlich 50 Mrd. Euro.  
  die Anhebung des ALG-2 auf 435 Euro; Abschaffung 
von Hartz IV 
  die Rente mit 65 und eine armutsfeste Mindestrente; 
  Arbeitszeitverkürzung statt Arbeitslosigkeit 
  eine öffentliche Kontrolle über die Banken. Das 
Casino muss geschlossen werden, d. h. Verbot von ris-
kanten Spekulationsgeschäften und Trockenlegung der 
Steueroasen 
  die Stärkung des öffentlichen Sektors statt Privatisie-
rung öffentlicher Einrichtungen 
  Demokratie und politisches Streikrecht. 

                   verdi-Aufruf zur bundesweiten Demo

Wer nicht spurt, 
kriegt kein Geld
M it unserer Broschüre schließen wir eine mehrmo-

natige Erhebung zu den Erfahrungen mit Sank-
tionen und der Sanktionspraxis der JobCenter ab. Die 
Broschüre trägt den Titel: „Wer nicht spurt, kriegt kein 
Geld - Sanktionen gegen Hartz-IV-Beziehende Erfahrun-
gen, Analysen, Schlußfolgerungen“ (Broschüre ist unter: 
www.hartzkampagne.de herunterladbar)
   Hier stellen wir die Ergebnisse dreier Befragungen 
vor, welche die Auswirkungen der Sanktionspraxis nach 
§ 31 SGB II auf die Betroffenen verdeutlichen. Befragt 
wurden sanktionierte und nicht sanktionierte ALG-2-
Beziehende sowie 28 Berliner Sozialberatungsstellen.
   Die Ergebnisse zeigen: Sanktionen bzw. Sanktionsan-
drohungen beeinträchtigen in gravierender Weise den 
Alltag und die Lebensmöglichkeiten der Betroffenen und 
ihrer Familien. Die Angst, etwas falsch zu machen und 
die kräftezehrende Auseinandersetzung mit falschen 
Anschuldigungen seitens des JobCenters lähmen die Ei-
genbemühungen der Erwerbslosen. Sanktionsdrohungen 
bevormunden diejenigen, welche sich durch den Verlust 
ihres Arbeitsplatzes ohnehin schon „gestraft“ fühlen. 

„Spuren“ tritt an die Stelle von Eigenverantwortung, 
Selbstbestimmung und dem Aufbau einer Perspektive, 
die nicht nach kurzer Zeit wieder in Hartz IV führt. 
Selbst diejenigen, die alles tun, was das JobCenter von 
ihnen verlangt, sind nicht vor Sanktionen geschützt. 
Mit all dem werden nicht nur Erwerbslose zum Spuren 
gebracht, sondern ganz nebenbei auch das Gros der 
Lohnabhängigen.
   Die Sanktionspraxis der JobCenter ist von Umsetzungs-
fehlern und Willkür geprägt und vielfach rechtswidrig.
Grundsätzlich verstößt der Entzug des Existenzmini-
mums gegen die Menschenwürde. Wo das Geld für Me-
dikamente und Lebensmittel fehlt, wird die körperliche 
Unversehrtheit verletzt. Die Basis unserer demokrati-
schen Gesellschaft wird erschüttert. Deshalb darf es ein 
„Weiter so“ nicht geben.
   Wir plädieren für ein Aussetzen des Sanktionsparagra-
phen. Ein Moratorium ist nötig, um Zeit zu gewinnen – 
Zeit, um die in ihrem Ausmaß bislang zu wenig bekann-
ten Mißstände in den JobCentern näher anzuschauen, 
Zeit, in der Erwerbslose vor diesen Mißständen geschützt 
werden, Zeit für eine öffentliche Debatte über den Sinn
des Strafens von Erwerbslosen und Zeit für einen demo-
kratischen Verständigungsprozess zur Zukunft des Sank-
tionsparagraphen.    

Berliner Kampagne gegen Hartz IV

Brutaler Überfall 
Ein Schwuler ist in der 
Nacht zum 21. Januar in 
Schöneberg von fünf Män-
nern zusammengeschlagen 
und lebensgefährlich ver-
letzt worden. Der 23-Jäh-
rige erlitt nach Angaben 
der Polizei schwerste 
Verletzungen im Gesicht, 
einen Schädelbruch und 
Hirnblutungen. Er wurde 
ins Krankenhaus gebracht 
und notoperiert. Die fünf 
dunkelhaarige Männer hat-
ten den Mann und seinen 
Begleiter in der Eisenacher 
Straße in Schöneberg 
angesprochen und schlugen 
auf sie ein. Sein Begleiter 
flüchtete in eine Kneipe, um 
Hilfe zu holen. Ein 21-jähri-
ger Gast sah nach Angaben 
des Schwulen Überfalltele-
fons Maneo als Zeuge, wie 
die Täter weiter auf den 
Bewusstlosen eintraten.
   Mehr als 500 Teilneh-
mer nahmen am Samstag 
danach an der Mahnwache 
teil. Der Umzug ging vom 
Ort des Überfalls zum 
Nollendorfplatz. Zahlreiche 
Bundes- und Landespoli-
tiker nahmen daran teil, 
u.a. die Senatorin Heidi 
Knake-Werner und mehrere 
unserer Bezirksvorstands-
mitglieder.
   In letzter Zeit häufen sich 
diese Überfälle auf Schwule 
und Lesben im Bezirk durch 
Jugendliche mit Migrations-
hintergrund. Für sie ist das 
„Schwulenklatschen“ eine 
Mutprobe und Ausdruck 
ihrer Verachtung dieser 
Lebensweise. Wir fordern: 
Keine Toleranz dafür und 
harte Bestrafung der Täter!

         BMB

LETZTE MELDUNG

TERMINE
(Fortsetzung von Seite 4)

Tempelhof für alle
In diesen befinden sich Schrägaufzüge und Versorgungs-
leitungen. In der Spitze wären Aussichtsraum, Restau-
rant sowie Tagungs- und Konferenzräume untergebracht. 
Die Pyramide war schon im alten Ägypten (der ersten 
„Hoch-„ und Schriftkultur) das Symbol für die Erhebung 
in den Himmel und ist der Flughafengeschichte ange-
messen.
   Vor den Hangars des „Kleiderbügels“ sollte sich ein 
Flugmuseum mit diversen historischen Flugzeugen 
befinden. Ein Fesselballon könnte den Besuchern einen 
weiteren Blick aus der Luft auf das Gelände ermöglichen.
   Wir zeigen einen verkleinerten Blick (siehe Seite 4) auf 
das Gesamtkonzept, aber der Gesamt-Plan ist in der „Ro-
ten Insel“, Feurigstraße 67/68, 10827 Berlin, einzusehen.
   Es wird ohne Frage viel aufrechten Bürgersinns bedür-
fen, um Vernunft und Allgemeinwohl gegen Speku-
lations- und Bebauungswahn, der angesichts der derzeiti-
gen Entwicklung eher einen Ring von Bauruinen um 

das ehemalige Flugfeld erzeugen könnte, siegen  zu 
lassen. Ein hoffungsvolles Zeichen ist die Tatsache, dass 
der Berliner Landesverband von DIE LINKE im Landes-
ausschuss für ein zehnjährigen Moratorium hinsichtlich 
von Dauernutzungs-Entscheidungen plädiert. 
   Dieses Anliegen ist sowohl von der NANU THF wie 
vom Kompetenzteam mit Vertretern aus den Bezirken, 
das gemäß Beschluss des Landesparteitages vom Landes-
vorstand berufen wurde, vorgebracht worden.

Text: Jörg Ehlebrecht
Gesamtkonzept: 
Jörg Ehlebrecht

Skizze der 
Aussichtspyramide: 

Andreas Schlüter

Samstag, 07.&21.02., 15 Uhr,
Rote Insel

Insel-Gespräche

Donnerstag, 12.02., 19 Uhr,
Vereinseck, Friedrich-Wil-
helm-Str./Ecke Friedrich-
Franz-Str.

Kampf gegen Rechts 
in Tempelhof

Samstag, 28.02., 20 Uhr,
Rote Insel

Cinema la Gauche:
Bolivianische Filme

Sonntag, 08.03., 17 Uhr,
Rote Insel

Diskussionseranstal-
tung zum Frauentag

ARBEIT UND SOZIALES
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Die Linke.      
vor Ort
Bezirksgeschäftsstelle
10827 Berlin, Feurigstr. 67/68

Öffnungszeiten:
Mo, Di, Do: 11-18 Uhr
Fr: 11-15 Uhr
Telefon: 21997140/7512011
Fax: 2172926
EMail: bezirk@die-linke-
tempelhof-schoeneberg.de
Internet: www.die-linke-
tempelhof-schoeneberg.de

Termine
Soweit nicht anders angege-
ben in der Roten Insel,
Feurigstr. 67/68

Treffen BO Schöneberg
Montag, 09.02., 19 Uhr
Thema: Bolivien    

Treffen BO Olivenbaum
Montag, 04.03., 19 Uhr, Rat-
haus Schöneberg, Raum 2113 

Treffen BO Tempelhof
Donnerstag, 12.02., 19 Uhr,
Vereinseck

Bezirksvorstand
Dienstag, 03.&17.02., 19 Uhr    

Offene Lupe-Redaktion
Bitte telefonisch erfragen   

AK Migranten- und
 Flüchtlingspolitik
Dienstag, 24.02., 19 Uhr

IG Nahverkehr
Mittwoch, 10.02., 18 Uhr

Wahlkreis-  
büro
Hakki   
Keskin

Sprechzeiten:
Nach telefonischer Verein-
barung
Telefon: 70509707
Fax: 70509709
EMail: hakki.keskin@
wk.bundestag.de
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Maria Böhmer ve Berlinli 
okul müdürleri
Geçtiğimiz ay Berlin-Mitte ilçesinden 68 okul mü-
dürünün birlikte yaptığı açıklama –bu şartlar altında 
aldığımız görevi yerine getiremiyoruz–, uyumdan 
sorumlu Bakan Böhmer’i (CDU) çok şaşırtmışdı. 
   Ama niye şaşırdığı anlaşılmadı. 
Sanki okullardaki eğitimdeki sorunlar bu ülkede ilk 
defa dile getiriliyor, sanki daha önce başka okulardan 
veya öğretmenlerden bu tür açıklamalar yapılmamıştı, 
bu ülkede eğitmenler sokaklara çıkıp daha iyi iş 
olanakları istememişlerdi, uluslar arası araştırmalar 
sonucunda defalarca Almanya’ya kötü not verilmemişdi. 
Ve sanki Rütli okulu Almanya sınırları içinde değildi.
   Sayın Böhmer, büyük bir olasılıkla kendisinden başka 
şaşıran yoktur, şaşkınlığını gidermek için Berlinli 
müdürlerimizi davet etmiş. 68 okuldan, yani bilmem 
kaç bin öğretmenden gelen bu, eğitimde iflas açıklaması 
ile Ulusal Uyum Planın’da alınan kararların da hayata 
geçirilmemiş olduğunu anlamış.
   Almanya’da eğitim politikaları eyaletlerde belirlenir. 
Sayın Böhmer’in de bunu bildiğinden yola çıkarsak, bu 
davetin şöyle iki nedeni olabilir mi? Ayrıca eğitim konu-
sunda federal düzeyde yapılması gereken bir şey varsa 
bunun ilk muhatabı eğitimden sorumlu bakan Annette 
Schavan değil midir? Muhakkak uyumdan sorumlu 
kişi karışacaksa yine Berlin’de bunun sorumlusu yok 
mudur? 
- Ya Maria Böhmer sorunların asıl kaynaklarının üstünü 

kapatmak için bilerek elinden geleni yapıyor 
- veya kendini gündemde tutmak istiyor. 
   Nedeni ne olursa olsun. Böhmer bu daveti ile, bilinçli 
veya bilinçsiz, bir şeyi yine çok iyi başardı. 
Tartışmaları yine göçmenlerin üzerine yoğunlaştırdı. 
Eğitimde sorunların anadili Almanca olmayan çocuklar-
dan kaynaklandığını bir daha gündeme oturtdu. Ayrıca 
bu görüşmeden çıkan başka hiç bir sonuç da olmadı. 
   Oysa, Almanya’daki sorunların bilincinde olan 
uyumdan sorumlu bir bakandan gelmesi gereken 
şunlar olmalıydı: Evet, Almanya’da çok uzun zamandır 
eğitime gerekli önem verilmemiştir. Bir yandan sosyal 
durumu kötü olan ailelerin sayısı artıkça, okullarda 
öğretmenler her gün biraz daha fazla sosyal sorunları ile 
okula gelen öğrencilerle çalışmak durumunda kaldıkça, 
devlet eğitime verdiği desteği bir o kadar azaltmıştır. 
Okullarda yeterli sayıda öğretmen yoktur. Bir çok 
okulda sosyal danışmanlar ve psikologlar eksiktir. 
Özellikle ailesinin içinde bulunduğu maddi durumdan 
dolayı boş zamanlarını spor, müzik veya başka faali-
yetler ile değerlendiremeyen bu çocuklara, okullarda 
da bu olanaklar sunulmamaktadır. Durumu iyi olan 
aileler, çocuklarını özel okullara vererek sorunlarını 
çözmüş –sayıları hızla artmakta, diğer çocuklar kendi 
aralarında kalmıştır. Bu çocukların büyük çoğunluğunu, 
işsizlikten en çok etkilenen göçmen ailelerin çocukları 
gençleri oluşturmaktadır ve buna daha fazla izin veril-
memelidir.

Figen İzgin 

(Fortsetzung von Seite 1)

Goliath gegen David
Die Besatzung ist das Übel
Tatsächlich ist die seit über vierzig Jahren währende 
Besatzung der Westbank mit Ostjerusalem und des 
Gazastreifens durch Israel die Wurzel palästinensischen 
Grolls. Sie verstößt eklatant gegen Völkerrecht und 
UN-Beschlüsse (insbesondere die UN-Resolution 242). 
Diese Besatzung ist die Folge des Sechstagekrieges 1967. 
In der von westlichen Medien bestimmen Welt ist die 
Meinung ziemlich einhellig, dass der „Sechstagekrieg“ 
vom 5. bis 11. Juni 1967 ein Präventivkrieg Israels gegen 
die bevorstehende eigene Vernichtung gewesen sei; denn 
tatsächlich wies im Mai 1967 Nasser die UN-Truppen aus 
dem Sinai und konzentrierte eigene Truppen dort.
   Es bedarf schon des kritischen Auges eines Noam 
Chomsky, in diesem Nebel die Indizien der Wahrheit 
oder zumindest berechtigter unterschiedlicher Interpre-
tationen zu finden. Er zitiert den General Ezer Weizmann, 
der zwar „keine Drohung einer Zerstörung“ gesehen 
habe, aber den Angriff auf Ägypten, Jordanien und Sy-
rien damit rechtfertigt, das Israel nunmehr „gemäß der 
Größenordnung, geistigen Kraft und Charakterart exis-
tieren kann, die es jetzt verkörpert“ (Noam Chomsky, 
„Offene Wunde Nahost“, S. 40, ursprünglich in Há aretz 
vom 29. März 1972). Auch der ehemalige Premier Israels, 
Menachem Begin, wird zitiert: „Im Juni 1967 standen 
wir erneut vor der Wahl. Die Konzentration ägyptischer 
Truppen beweist nicht, dass Nasser uns wirklich an-
greifen wollte. Wir müssen uns selbst gegenüber ehrlich 
sein: Wir entschlossen uns zum Angriff.“ (a.a.O.). Der 
Außenwelt gegenüber ist man in der Geschichtsdarstel-
lung meist nicht so ehrlich.

Frieden braucht zwei Staaten

Vor langer Zeit schon haben die Palästinenser durch 
ihre Organisation PLO unter Arafat ihren Frieden mit 
der Existenz Israels gemacht und sich auf den Oslo-

Friedensprozess eingelassen. Aber erhalten haben sie 
für dieses Zugeständnis nichts.  Alle, die sich mit dem 
Nahostproblem ehrlich beschäftigt haben, sind sich im 
Klaren: Frieden kehrt erst ein, wenn neben Israel auch 
der palästinensische Staat existiert, bestehend aus dem 
Gazastreifen und der Westbank mit Ostjerusalem. Alle 
reden zwar von den zwei Staaten, aber ein Blick auf die 
Karte der Westbank mit der Unzahl jüdischer Sied-
lungen und ihrer für Palästinenser gesperrten Verbin-
dungsstraßen sowie der tief in palästinensisches Gebiet 
einschneidenden Mauer zeigt, wie wenig ernst es der 
israelischen Politik mit dem Palästinenserstaat ist!
   Wir fordern Solidarität mit den Menschen in Israel,
die, wie Uri Avnery (http://www.uri-avnery.de/), mit ih-
rer Friedensbewegung für die Freiheit und Rechte aller 
Menschen in der Region eintreten! 
Auch an ihrer Seite steht DIE LINKE, für die Worte wie 
Antikolonialismus und Antiimperialismus keine leeren 
Hülsen sind.                                            Andreas Schlüter
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